
Die Frieden-Gloden-Marschroute
ASYLPOLITIK Flüchtlingsrat zerpflückt die Pläne der Regierung

Stefan Kunzmann

Die im Koalitionsvertrag an-
gekündigte Asylpolitik fügt 
sich in den internationalen 
Kontext der verstärkt auf Ab-
schottung setzenden Europäi-
schen Union ein. Der „Lëtze-
buerger Flüchtlingsrot“ (LFR) 
nahm das Migrationskapitel 
unter die Lupe und hat einiges 
daran auszusetzen.

Die gute Nachricht zuerst: 
Die Regierung will die Asyl-
prozeduren verkürzen. Der FLR 
findet das durchaus positiv, 
schließlich wirkt sich das lange 
Warten häufig, vor allem für die 
Asylbewerber, negativ aus: Der 
Flucht aus der Heimat folgt oft-
mals ein Leben in der Ungewiss-
heit. 

Allerdings, und darauf macht 
der Flüchtlingsrat aufmerksam, 
dürfen die schnelleren Verfahren 
nur unter Achtung der Grund-
rechte und Garantien erfolgen. 
Die Beschleunigung der Ver-
fahren dürfte zum Beispiel nicht 
zur Folge haben, dass die An-
träge nur oberflächlich analysiert 
werden. Vielmehr müsste zusätz-
lich geschultes Personal sowohl 
bei der Einwanderungsbehörde 
als auch bei den Verwaltungs-
gerichten herangezogen werden.

Ein Dorn im Auge des aus meh-
reren Hilfsorganisationen – von 
Amnesty International und ASTI 
über „Médecins du monde“ bis 
hin zu Passerell  – bestehenden 
Flüchtlingsrates* ist etwa der 
umstrittene Einsatz von DNA-
Tests. Gemäß der EU-Richtlinie 
2003/86/EG sollten diese nur 
dann eingesetzt werden, wenn 
keine anderen und weniger ein-
schneidenderen Mittel zur Ver-
fügung stehen, um etwa familiäre 
Verbindungen festzustellen. 

Umstrittene 
DNA-Tests

Die Prinzipien des Hohen Flücht-
lingskommissariats müssten dabei 
respektiert sowie klare Kriterien 
für den Einsatz der DNA-Tests 
festgelegt werden. Außerdem 
müssten die betreffenden Per-
sonen ihr Einverständnis geben 
können. Ebenso muss die Daten-
verarbeitung in Übereinstimmung 
mit dem Gesetz von 2002 über 
die „Verarbeitung von geneti-
schen Daten“ sowie mit dem 
Gesetz vom August 2006 über 
Identifizierungsverfahren stehen.

Der Flüchtlingsrat fordert, zur 
Bestimmung des Alters von Asyl-
bewerbern multidisziplinäre Me-

thoden wie etwa psychosoziale 
Interviews anzuwenden, wie es 
zum Beispiel in Frankreich prak-
tiziert wird und wie sie vom UN-
Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) 
empfohlen werden. Die aus-
schließliche Verwendung der 
häufig kritisierten Knochen-
tests lehnt der Flüchtlingsrat 
ab, die einst nicht selten prak-
tizierte Untersuchung der Ge-
nitalien weist sie strikt zurück. 
Bestehen Zweifel über das Alter 
einer jungen Person, müsse der 
„Grundsatz der Minderjährig-
keitsvermutung“ gelten.  

Ein weiterer Punkt, der dem 
LFR wichtig ist, betrifft die Auf-
nahmestrukturen. Hier begrüßt 
sie die Ankündigung der Re-
gierung, neue Strukturen zu 
schaffen und bestehende zu re-
novieren, ebenso die Funktions-
weise des „Office national de 
l’accueil“ (ONA) einer Analyse 
zu unterziehen. Zu begrüßen sei 
auch, dass die Regierung unter-
suchen will, wie Privatleute, die 
Flüchtlinge beherbergen, finan-
ziell unterstützt werden können 
oder eine Steuererleichterung ge-
nießen.

Der LFR lehnt entschieden 
ab, einen Teil des REVIS einer 
Person mit Schutzstatus zu ver-
wenden, um deren „Miete“ für 

die Unterbringung in einer ONA-
Struktur zu bezahlen oder es als 
Reserve zurückzubehalten, um 
die Miete einer Wohnung zu be-
zahlen. Eine solche Maßnahme 
würde dem angestrebten Selbst-
bestimmungsrecht der Personen 
widersprechen. Und auch wenn 
der LFR begrüßt, dass die Regie-
rung Asylbewerber vier Monate 
nach deren Ankunft arbeiten las-
sen will, stünden in diesem Punkt 
noch einige Fragen offen. Gene-
rell müssten die Maßnahmen zur 
sozialen Eingliederung verstärkt 
werden.

Perspektiven  
für Abgelehnte

Selbst abgelehnte Asylbewerber 
sollen eine Zukunftsperspektive 
erhalten. Damit verbunden sei 
eine würdige Rückkehr in ihr 
Herkunftsland. Apropos Her-
kunftsländer: Der LFR, der sich 
bewusst ist, dass auch die Rück-
kehrpolitik ein Bestandteil der 
Asylpolitik ist, begrüßt eine regel-
mäßige Evaluierung der Liste die-
ser vermeintlich sicheren Staaten. 
Die UNHCR müsste dabei mit 
einbezogen werden. 

Was die Abschiebezentren res-
pektive die anvisierten „Maisons 
de retour“ betrifft, lehnt der LFR 
die Platzierung von Kindern kate-
gorischen ab, insbesondere von 
unbegleiteten Minderjährigen. 
Der Besuch einer Parlaments-
delegation im Jahr 2017 in ein 
Rückkehrzentrum in den Nieder-
landen habe gezeigt, wie wich-
tig ein System zur Vorbereitung 
und Unterstützung von ab-
gelehnten Asylbewerbern ist. Da-
gegen stehen die Erinnerungen 
an die Nacht-und-Nebel-Ab-
schiebungen, die es vor allem 
im ersten Jahrzehnt des Jahr-
hunderts gab. Damals wurden 
Familien im Morgengrauen aus 
ihren Unterkünften geholt und 
abgeschoben.

Während die Regierung den 
europäischen Asylkompromiss 
unterstützt und sich dieser von 
den Staaten der Europäischen 
Union ausgehandelten Praxis an-

schließt, äußert der Flüchtlings-
rat seine Besorgnis über den 
Pakt, vor allem bezüglich der 
Bearbeitung von Asylanträgen 
außerhalb der EU-Grenzen. 
Der LFR erinnert daran, dass 
der Europäischen Agentur für 
Grenzschutz (Frontex) schon 
einige Menschenrechtsver-
letzungen vorgeworfen wurden 
und ist daher gegen die Unter-
stützung der Frontex in ihrer ak-
tuellen Form.

Außerdem wird in der Ana-
lyse auf fehlende Punkte im 
Koalitionsvertrag hingewiesen, 
etwa auf die Frage, die sich um 
unbegleitete Minderjährige dreht, 
die internationalen Schutz su-
chen. Der Flüchtlingsrat weist 
darauf hin, dass Luxemburg die 
internationale Kinderrechtskon-
vention unterzeichnet hat. Diese 
verlangt, dass das Wohl des Kin-
des bei allen Entscheidungen, die 
Kinder betreffen, vorrangig sein 
muss. Ebenso wurde darauf auf-
merksam gemacht, dass Men-
schen, die Verletzungen ihrer 
körperlichen und/oder psychi-
schen Integrität erlitten haben, 
oft nicht in der Lage sind, über 
die erlittenen Traumata zu be-
richten. Umso wichtiger sind 
eine angemessene Unterstützung 
der Schutzbedürftigen sowie Ver-
fahrensgarantien. 

Individuelles Asylrecht  
in Gefahr

Die Asylpolitik der Regie-
rung ist bisher vor allem eine 
angekündigte Politik. Doch 
nachdem die EU ihren vor-
gezeichneten Kurs eingeschlagen 
hat, indem sie auf Deals mit 
autoritären Herrschern wie Präsi-
dent Kais Saied in Tunesien – die 
EU verhandelte übrigens schon 
mit dem damaligen Diktator Zine 
al-Abidine Ben Ali und mit Liby-
ens Muammar al-Gaddafi – setzt, 
kann dies nur ein schlechtes 
Vorbild für die Frieden-Gloden-
Marschroute sein. 

Außerhalb der EU hat in jüngs-
ter Zeit Großbritanniens Regie-
rung im britischen Unterhaus 

das umstrittene Gesetz zur Ab-
schiebung von abgelehnten 
Asylbewerbern nach Ruanda 
durchgebracht. Wenn es dann 
zu Abschiebungen in das ost-
afrikanische Land kommt, dürfte 
das die eine oder andere rechts-
gerichtete Regierung in Euro-
pa motivieren, einen ähnlichen 
Kurs zu fahren. Doch selbst Mit-
te-Rechts-Regierungen schrecken 
nicht davor zurück, im Ren-
nen um die härteste Linie mit-
zuwirken. Für Demokraten und 
Menschenrechtler gilt nach wie 
vor: Rechts überholen ist ver-
boten. Nur stellt sich die Frage: 
Weiß das auch die luxemburgi-
sche Regierung? Für Asylpolitik 
ist bekanntlich der Hardliner 
Léon Gloden zuständig. Und 
der hat bereits in Sachen Bettel-
verbot ein unrühmliches Zeichen 
gesetzt.

Mit dem Asylpakt der EU ist 
die Grundlage für einen restrik-
tiven Kurs geschaffen, der zwar 
nicht so weit geht wie jener 
der britischen Tories oder der 
US-Regierung. Das individuel-
le Asylrecht ist jedenfalls weiter 
in Gefahr. Es geht nicht einmal 
mehr nur um die Bekämpfung 
der sogenannten illegalen Mig-
ration, sondern um die generelle 
Einschränkung und Abschaffung 
von Fluchtwegen. 

Die Externalisierung des Asyl-
rechts, eine seit längerer Zeit 
anhaltende Strategie, und die so-
genannten Migrationspartner-
schaften mit Autokraten in 
der Art des EU-Türkei-Deals, 
scheint von den einzelnen Län-
dern brav umgesetzt zu werden. 
Und Luxemburg gibt momen-
tan nicht vor, von diesem Trend 
abzuweichen. Gegen den ak-
tuellen internationalen Rechts-
kurs vorzugehen, obliegt den 
Oppositionsparteien und einer 
Zivilgesellschaft, wie sie etwa im 
Flüchtlingsrat vertreten ist.

 
*) ACAT, Amnesty International, 
Asti, Caritas, Clae, Fondation de 
la Maison Ouverte, Jesuit Refu-
gee Service, Médecins du Monde, 
Mir wëllen iech ons Heemecht 
weisen, Reech eng Hand, Passe-
rell, Ryse, Singa 

„Externalisierung“: schiffbrüchige Flüchtlinge auf einem Boot vor der kanarischen Insel El Hierro am 15. Dezember
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Flüchtlinge in Zelten unter dem Pont Adolphe
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